Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/152 


Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 22. Dezember 1969 

Der Bundeskanzler 
III/l — 68070 — E — Wi 1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik 

in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates 

über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des 
Gemeinschaftszollkontingents von 30 000 Tonnen für Thun- 
fische, frisch, gekühlt oder gefroren, ganz, ohne Kopf oder 
zerteilt, für die Konservenindustrie, der Tarifnummer 
ex 03.01 B I b) des Gemeinsamen Zolltarifs (1970) 

über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Ge- 
meinschaf tszollkontingents in Höhe von 34 000 Tonnen für 
Kabeljau, ganz, ohne Kopf oder zerteilt, nur gesalzen, in 
Salzlake oder getrocknet, der Tarifnummer 03.02 Alb) des 
Gemeinsamen Zolltarifs (1970). 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die. von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemein- 
schaftszollkontingents von 30 000 Tonnen für Thunfische, frisch, 
gekühlt oder gefroren, ganz, ohne Kopf oder zerteilt, für die 
Konservenindustrie, der Tarifnummer ex 03.01 B I b) 
des Gemeinsamen Zolltarifs (1970) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere seine 
Artikel 111 und 113, 

gestützt auf den Gemeinsamen Zolltarif der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat sich 
im Rahmen der letzten GATT-Handelskonferenz ver- 
pflichtet, für Thunfische, frisch, gekühlt oder gefro- 
ren, ganz, ohne Kopf oder zerteilt, für die Konser- 
venindustrie, der Tarifnummer ex 03.01 B I b) des 
Gemeinsamen Zolltarifs, jährlich ein zollfreies Ge- 
meinschaftskontingent in Höhe von 30 000 Tonnen 
unter der Bedingung der Einhaltung des Referenz- 
preises zu eröffnen; die auf dieser Konferenz ge- 
machten Zollzugeständnisse sind zur Zeit in Kraft, 
und es ist daher für 1970 das betreffende Gemein- 
schaftszollkontingent zu eröffnen. 

Es besteht Veranlassung, insbesondere allen Im- 
porteuren der Gemeinschaft den gleichen und konti- 
nuierlichen Zugang zu dem betreffenden Kontingent 
zu gewährleisten und die fortlaufende Anwendung 
des vorgesehenen Kontingentszollsatzes auf sämt- 
liche Einfuhren der betreffenden Fische in alle Mit- 
gliedstaaten bis zur Ausschöpfung des Kontingents 
sicherzustellen; dem Gemeinschaftscharakter dieser 
Kontingente kann unter Beachtung der oben aufge- 
stellten Grundsätze entsprochen werden, indem der 
Ausnutzung des Gemeinschaftszollkontingents eine 
Aufteilung des Volumens auf die Mitgliedstaaten 
zugrunde gelegt wird; in zwei Mitgliedstaaten be- 
stand bisher für die betreffenden Fische kein Ein- 
fuhrbedarf aus dritten Ländern und nichts deutet 
darauf hin, daß sich diese Lage im Jahre 1970 ändern 
werde; um jedoch den Gemeinschaftscharakter die- 
ses Zollkontingents zu wahren, ist die Deckung des 
gegebenenfalls in diesen Mitgliedstaaten auftreten- 
den Bedarfs vorzusehen; das in Artikel 3 dieser Ver- 
ordnung für Ausnahmefälle vorgesehene System 
ermöglicht die Berücksichtigung aller vorgenannten 
Faktoren; damit die tatsächliche Marktentwicklung 
möglichst weitgehend berücksichtigt wird, ist die 
ursprüngliche Aufteilung auf die übrigen Mitglied- 


staaten entsprechend dem Bedarf dieser einzelnen 
Mitgliedstaaten vorzunehmen, der zum einen an 
Hand der statistischen Angaben über die während 
eines repräsentativen Bezugszeitraums getätigten 
Einfuhren aus dritten Ländern und zum anderen 
nach den Wirtschaftsaussichten für 1970 berechnet 
wird. 

Für die Konservenindustrie bestimmte Thunfische 
sind jedoch in den Statistiken der meisten Mitglied- 
staaten nicht namentlich aufgeführt; deshalb ist es 
nicht möglich gewesen, ausreichend genaue und 
repräsentative Angaben einzuholen, außer für Ita- 
lien, dem früher gemäß Artikel 25 Absatz 3 des Ver- 
trages ein nationales Zollkontingent für diese Fische 
gewährt worden ist; die Einfuhren dieser Fische aus 
dritten Ländern nach Frankreich und in die Belgisch- 
Luxemburgische Wirtschaftsunion werden im Jahre 
1970 wahrscheinlich 1900 Tonnen bzw. 100 Tonnen 
betragen. In Italien haben sich diese Einfuhren in 
den Jahren 1967 und 1968 wie folgt entwickelt: 

1967 45 896 Tonnen 

1968 46 000 Tonnen; 

im Jahre 1969 könnten die Einfuhren auf 49 000 Ton- 
nen steigen; 

An Hand dieser Angaben sowie der Vorausschät- 
zungen einiger Mitgliedstaaten könnte der Bedarf 
dieser Mitgliedstaaten im Jahre 1970 annähernd fol- 
genden Mengen und Hundertsätzen der ersten Be- 
teiligung entsprechen: 



Menge 
(in Tonnen) 

Prozentsatz 

Frankreich 

3 000 

5,6 

Italien 

50 000 

94,0 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion 

200 

0,4 


Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren dieser 
Fische in den Mitgliedstaaten Rechnung tragen zu 
können, ist die Kontingentsmenge von 30 000 Ton- 
nen in zwei Tranchen aufzuteilen, wobei die erste 
Tranche auf Frankreich, Italien und die Belgisch- 
Luxemburgische Wirtschaftsunion aufgeteilt wird 
und die zweite Tranche als Reserve zur späteren 
Deckung des Bedarfs der genannten Mitgliedstaa- 
ten, wenn sie ihren ursprünglichen Anteil ausge- 
schöpft haben, sowie zur Deckung des gegebenen- 
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falls in den übrigen Mitgliedstaaten auftretenden | 
Bedarfs bestimmt ist; um den Importeuren der ge- , 
nannten vier Mitgliedstaaten eine gewisse Sicher- j 
heit zu geben, ist es angezeigt, die erste Tranche des , 
Gemeinschaftszollkontingents verhältnismäßig hoch | 
anzusetzen, d. h. sie könnte im vorliegenden Fall | 
90 v. H. der Kontingentsmenge betragen; die auf 
dieser Grundlage berechnete erste Tranche beträgt 
somit 27 000 Tonnen, und die zweite Tranche in i 
Höhe von 3000 Tonnen bildet die Reserve. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten | 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den; um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, sollte jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast völlig 
ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die Reserve vornehmen; diese Ziehung muß 
jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine zusätz- 
lich gewährten Quoten fast völlig ausgenutzt sind, 
und so oft es die Reserve zuläßt; die ursprünglichen 
und zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende des 
Kontingentszeitraums gelten; diese Art der Verwal- 
tung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten und der Kommission, die vor 
allem die Möglichkeit haben muß, den Stand der 
Ausnutzung der Kontingentsmenge zu verfolgen 
und die Mitgliedstaaten davon zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen wesentlichen Teil davon auf die Reserve über- 
tragen, um zu verhindern, daß ein Teil des Gemein- 
schaftszollkontingents in einem Mitgliedstaat nicht 
ausgenutzt wird, während er in anderen Mitglied- 
staaten verwendet werden könnte — 

i 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1970 wird 
der Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs für Thun- 
fische, frisch, gekühlt oder gefroren, ganz, ohne Kopf 
oder zerteilt, für die Konservenindustrie, der Tarif- 
nummer ex 03.01 B I b), im Rahmen eines Gemein- 
schaftszollkontingents von 30 000 Tonnen unter der 
Bedingung der Einhaltung des Referenzpreises voll- 1 
ständig ausgesetzt. 


2. Die zweite Tranche in Höhe von 3000 Tonnen 
bildet die Reserve. 

Artikel 3 

Entsteht in den übrigen Mitgliedstaaten Bedarf an 
den in Artikel 1 genannten Fischen, so entnehmen 
diese der Reserve entsprechende Quoten. 

Diese Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um die Importeure von der sich hieraus 
ergebenden Einfuhrmöglichkeit zu unterrichten. 

Artikel 4 

1. Nutzt einer der in Artikel 2 genannten Mitglied- 
staaten seine ursprüngliche Quote, wie sie in Arti- 
kel 2 Absatz 1 festgelegt ist, oder — bei Anwendung 
des Artikels 6 — die gleiche Quote abzüglich der 
auf die Reserve übertragenen Menge zu 90 v. H. 
oder mehr aus, so nimmt er unverzüglich durch Mit- 
teilung an die Kommission die Ziehung einer zwei- 
ten Quote in Höhe von 10 v. H. seiner ursprüng- 
lichen Quote vor, soweit die Reservemenge aus- 
reicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem dieser Mitgliedstaaten gezo- 
gene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüglich durch Mit- 
teilung an die Kommission die Ziehung einer dritten 
Quote in Höhe von 5 v. H. seiner ursprünglichen 
Quote vor, soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem dieser Mitgliedstaaten gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung 
einer vierten Quote in Höhe der dritten Quote vor. 
Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur Ausschöp- 
fung der Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1 »bis 3 kann 
jeder dieser Mitgliedstaaten Ziehungen niedrigerer 
Quoten als in diesen Absätzen vorgesehen vorneh- 
men, wenn Grund zu der Annahme besteht, daß 
diese nicht ausgeschöpft werden könnten. Er unter- 
richtet die Kommission über die Gründe, die ihn ver- 
anlaßt haben, diesen Absatz anzuwenden. 

Artikel 5 


Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Tranche in Höhe von 27 000 Tonnen auf 
bestimmte Mitgliedstaaten aufgeteilt; die Quoten, 
die vorbehaltlich Artikel 6 vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 1970 gelten, belaufen sich für die ein- 
zelnen Mitgliedstaaten auf folgende Mengen: 

Frankreich 1 512 Tonnen, 

Italien 25 380 Tonnen, 

Belgisch-Luxemburgische 

Wirtschaftsunion 108 Tonnen. 


Die in Anwendung von Artikel 4 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1970. 

Artikel 6 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote, 
wie sie in Artikel 2 Absatz 1 festgesetzt ist oder 
sich aus der Anwendung von Artikel 3 ergibt, am 
1. September 1970 nicht ausgeschöpft, so überträgt er 
spätestens am 25. September 1970 von der nicht 
ausgenutzten Menge den Teil, der 20 v. H. seiner 
i ursprünglichen Quote übersteigt, auf die Reserve, 
i Er kann eine größere Menge übertragen, wenn 
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Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge nicht ausgenutzt werden könnte. 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission späte- 
stens am 25. September 1970 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Fische mit, die bis zum 
1. September 1970 einschließlich durchgeführt und 
auf das Gemeinschaftszollkontingent angerechnet 
wurden, sowie gegebenenfalls den Teil seiner ur- 
sprünglichen Quote, den er auf die Reserve über- 
trägt. 

Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von 
den Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 2, 3 und 4 
eröffneten Quoten und unterrichtet die einzelnen 
Mitgliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung 
der Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
1. Oktober 1970 über die Reservemenge, die nach 
den in Anwendung von Artikel 6 vorgenomme- 
nen Übertragungen verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt und gibt zu diesem Zweck 


! dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, die Restmenge an. 

Artikel 8 

1. Jeder Mitgliedstaat verwaltet die ihm zugeteil- 
! ten Quoten gemäß den nationalen Vorschriften auf 

dem Gebiet der Zollkontingente. 

2. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten wird auf Grund der Einfuhren 
der genannten Fische festgestellt, die zur Zollabferti- 
gung angemeldet wurden. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 

Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemein- 
schaftszollkontingents in Höhe von 34 000 Tonnen für Kabeljau, 
ganz, ohne Kopf oder zerteilt, nur gesalzen, in Salzlake oder 
getrocknet, der Tarifnummer 03.02 Alb) 
des Gemeinsamen Zolltarifs (1970) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere seine 
Artikel 111 und 113, 

gestützt auf den Gemeinsamen Zolltarif der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat sich j 
im Rahmen der letzten GATT-Handelskonferenz ver- ! 
pflichtet, für Kabeljau, ganz, ohne Kopf oder zerteilt, 
nur gesalzen, in Salzlake oder getrocknet, der Tarif- 
nummer 03.02 A I b) des Gemeinsamen Zolltarifs, ein 
zollfreies Gemeinschaftszollkontingent in Höhe von 
34 000 Tonnen zu eröffnen; die auf dieser Konferenz j 
gemachten Zollzugeständnisse sind zur Zeit in Kraft, I 
und es ist daher für 1970 das betreffende Gemein- j 
schaftszollkontingent zu eröffnen. 

Es besteht Veranlassung, insbesondere allen Im- j 
porteuren der Gemeinschaft den gleichen und kon- 
tinuierlichen Zugang zu dem betreffenden Kontin- 
gent zu gewährleisten und die fortlaufende Anwen- 
dung des vorgesehenen Kontingentszollsatzes auf 
sämtliche Einfuhren dieser Fische in alle Mitglied- 
staaten bis zur Ausschöpfung des Kontingents sicher- 
zustellen; dem Gemeinschaftscharakter dieses Kon- 
tingents kann unter Beachtung der oben aufgestell- 
ten Grundsätze entsprochen werden, indem der Aus- 
nutzung des Gemeinschaftszollkontingents eine Auf- 
teilung des Volumens auf die Mitgliedstaaten zu- 
grunde gelegt wird; damit die tatsächliche Marktent- 
wicklung bei diesen Fischen möglichst weitgehend 
berücksichtigt wird, ist diese Aufteilung entspre- 
chend dem Bedarf der Mitgliedstaaten vorzunehmen, 
der zum einen an Hand der statistischen Angaben 
über die während eines repräsentativen Bezugszeit- 
raums getätigten Einfuhren aus dritten Ländern, 
zum anderen nach den Wirtschaftsaussichten für 
1970 zu berechnen ist. 

In den Jahren 1967 und 1968 verteilen sich die 
Einfuhren dieser Fische aus dritten Ländern in die 
Gemeinschaft prozentual auf die Mitgliedstaaten 
wie nachstehend angegeben; an Hand der Angaben 
für die ersten Monate des Jahres 1969, der sich dar- 
aus ergebenden Extrapolationen und der Voraus- 


schätzungen einiger Mitgliedstaaten, könnten sich 
für 1969 folgende Hundertsätze ergeben: 



' 1967 

1968 j 

1969 

Bundesrepublik 

Deutschland 

.. 1,4 

2,0 

4,3 

Frankreich 

0.4 

0,3 

0,4 

Italien 

. . 93,2 

80,6 

87,2 

Niederlande 

. . j 0,5 

0,7 

0,6 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion 

4,5 

16,4 

7,5 1 


An Hand dieser Angaben und unter Berücksichti- 
gung der voraussichtlichen Entwicklung der Markt- 
lage dieser Fische im Jahre 1970, können die Hun- 
dertsätze der ersten Beteiligung an der Zollkontin- 
gentsmenge annähernd wie folgt veranschlagt wer- 


den: 

Bundesrepublik Deutschland 2,5 

Frankreich 0,5 

Italien 87,0 

Niederlande 1 


Belgisch-Luxemburgische Wirtschaftsunion . . . 9,0 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Fische in die einzelnen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die Kontingentsmenge von 
34 000 Tonnen in zwei Tranchen aufzuteilen, wobei 
die erste Tranche zwischen den einzelnen Mitglied- 
staaten aufgeteilt wird und die zweite Tranche als 
Reserve zur späteren Deckung des Bedarfs derjeni- 
gen Mitgliedstaaten, die ihren ursprünglichen Anteil 
ausgeschöpft haben, bestimmt ist; um den Impor- 
teuren jedes Mitgliedstaates eine gewisse Sicherheit 
zu geben, ist es angezeigt, die erste Tranche des Ge- 
meinschaftszollkontingents verhältnismäßig hoch an- 
zusetzen, d. h. sie könnte in diesem Fall rund 90 v. H. 
der Kontingentsmenge betragen; die auf dieser 
Grundlage berechnete erste Tranche beträgt somit 
31 000 Tonnen, und die zweite Tranche in Höhe von 
3000 Tonnen bildet die Reserve. 
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Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den; um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, sollte jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast völlig 
ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die Reserve vornehmen; diese Ziehung muß 
jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine zusätz- 
lich gewährten Quoten fast völlig ausgenutzt sind 
und so oft es die Reservemenge zuläßt; die ursprüng- 
lichen und zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende 
des Kontingentszeitraums gelten; diese Art der Ver- 
waltung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission, die 
vor allem die Möglichkeit haben muß, den Stand der 
Ausnutzung der Kontingentsmenge zu verfolgen und 
die Mitgliedstaaten davon zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmtenZeitpunkt des Kontingents- 
zeitraums in einem Mitgliedstaat eine größere Rest- 
menge vorhanden, so muß dieser Staat einen wesent- 
lichen Teil davon auf die Reserve übertragen, um zu 
verhindern, daß ein Teil des Gemeinschaftszoll- 
kontingents in einem Mitgliedstaat nicht ausgenutzt 
wird, während er in anderen Mitgliedstaaten ver- 
wendet werden könnte — 

FAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1970 wird 
der Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs für 
Kabeljau, ganz, ohne Kopf oder zerteilt, nur ge- 
salzen, in Salzlake oder getrocknet, der Tarifnummer 
03.02 Alb), im Rahmen eines Gemeinschaftszoll- 
kontingents von 34 000 Tonnen vollständig ausge- 
setzt. 

Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Tranche in Höhe von 31 000 Tonnen auf 
die Mitgliedstaaten aufgeteilt; die Quoten, die vor- 
behaltlich Artikel 5 vom 1. Januar bis zum 31. De- 
zember 1970 gelten, belaufen sich für die einzelnen 
Mitgliedstaaten auf folgende Mengen: 


Bundesrepublik Deutschland 775 Tonnen, 

Frankreich 155 Tonnen. 

Italien 26 970 Tonnen. 

Niederlande 310 Tonnen, 

Belgisch-Luxemburgische 

Wirtschaftsunion 2 790 Tonnen. 


2. Die zweite Tranche in Höhe von 3000 Tonnen 
bildet die Reserve. 

Artikel 3 

1. Nutzt ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche 
Quote, wie sie in Artikel 2 Absatz 1 festgelegt ist, 
oder — bei Anwendung des Artikels 5 — die gleiche 
Quote abzüglich der auf die Reserve übertragenen 
Menge zu 90 v. H. oder mehr aus, so nimmt er unver- 


züglich durch Mitteilung an die Kommission die Zie- 
hung einer zweiten Quote in Höhe von 10 v. H. 

| seiner ursprünglichen Quote vor, soweit die Re- 
| servemenge ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 5 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser Mit- 

| gliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer vierten 
Quote in Höhe der dritten Quote vor; dieses Ver- 
fahren wird sinngemäß bis zur Ausschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1 bis 3 kann 
jeder Mitgliedstaat Ziehungen niedrigerer Quoten 
als in diesen Absätzen vorgesehenen vornehmen, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß diese 
nicht ausgeschöpft werden könnten; er unterrichtet 

| die Kommission über die Gründe, die ihn veranlaßt 
haben, diesen Absatz anzuwenden. 


Artikel 4 

Die in Anwendung von Artikel 3 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1970. 


Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote 
am 1. September 1970 nicht ausgespöpft, so überträgt 
er spätestens am 25. September 1970 von der nicht 
ausgenutzten Menge den Teil, der 20 v. H. seiner 
ursprünglichen Quote übersteigt, auf die Reserve; 
er kann eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge nicht ausgenutzt werden könnte. 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission späte- 
tens am 25. September 1970 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Fische mit, die bis zum 
1. September 1970 einschließlich getätigt und auf das 
Gemeinschaftszollkontingent angerechnet wurden, 
sowie gegebenenfalls den Teil seiner ursprünglichen 
Quote, den er auf die Reserve überträgt. 


Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 2 und 3 eröff- 
neten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
gliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
1. Oktober 1970 über die Reservemenge, die nach 
den in Anwendung von Artikel 5 vorgenommenen 
Übertragungen verbleibt. 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 152 


Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re* 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, die Restmenge an. 


Artikel 7 

1. Jeder Mitgliedstaat verwaltet die ihm zugeteil- 
ten Quoten gemäß den nationalen Vorschriften auf 
dem Gebiet der Zollkontingente. 

2. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten wird auf Grund der Einfuh- 


ren der genannten Fische festgestellt, die zur Zoll- 
abfertigung angemeldet wurden. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Nainen des Rates 
Der Präsident 
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Darlegung der Gründe 

I. 


1. Im Rahmen der letzten mulilateralen GATT-Verhandlungen hat sich die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft verpflichtet, jährlich Gemeinschaftszoll- 
kontingente für folgende Waren zu eröffnen: 


Nr. des 

GZT 

Warenbezeichnung 

Kontingents- 
menge | Zollsatz 

ex 03.01 B I b) 

Thunfische, frisch, gekühlt oder ge- 
froren, ganz ohne Kopf oder zerteilt, 
für die Konservenindustrie 

30 000 t 

zollfrei 
(unter der 
Bedin- 
gung der 
Einhal- 
tung des 
Referenz- 
preises) 

03.02 A I b) 

Kabeljau, ganz, ohne Kopf oder zer- 
teilt, nur gesalzen, in Salzlake oder 
getrocknet 

i 

34 000 t 

zollfrei 


2. Zu diesen beiden für 1970 zu eröffnenden Ge- 
meinschaftszollkontingenten sind alle Mitglied- 
staaten gehört worden, insbesondere gelegent- 
lich einer Sitzung (16. und 17. Juli 1969) mit deren 
Sachverständigen. Obgleich nur Italien ein we- 
sentliches Interesse an diesen Zollkontingenten 
hat, stimmten alle Mitgliedstaaten dafür, daß der 
GATT-Verpflichtung wie im Jahre 1969 mittels 
der Eröffnung eines Gemeinschaftszollkontingen- 
tes Genüge getan wird, das die Einführung einer 
Reservemenge, eines Ziehungsrechtes und die 
Möglichkeit einer Rückübertragung auf die Re- 
servemenge vorsieht. 

3. In bezug auf Thunfische, zeigte sich, daß der 
italienische Einfuhrbedarf aus dritten Ländern 
erheblich über die konsolidierte Kontingents- 
menge hinausgeht, während Frankreich und die 
Belgisch-Luxemburgische Wirtschaftsunion für 
1970 nur einen geringen Bedarf angemeldet 
haben, während bei den übrigen beiden Mit- 
gliedstaaten wahrscheinlich gar kein Bedarf vor- 
liegt. Unter diesen Umständen wird vorgeschla- 
gen, Quoten von der ersten Rate nur den vier 
betroffenen Mitgliedstaaten zuzuteilen, während 
den beiden anderen Mitgliedstaaten die Möglich- 


keit belassen wird, ihren etwaigen Bedarf durch 
entsprechende Entnahme aus der Reservemenge 
zu decken. 

II. 

4. Bei Kabeljau läßt die sich in den letzten Jahren 
abzeichnende fallende Tendenz der Entwicklung 
des Einfuhrbedarfs der Gemeinschaft aus dritten 
Ländern die Voraussage zu, daß im Jahre 1970 
dieser Bedarf unter der konsolidierten Kontin- 
gentsmenge von 34 000 t bleiben wird. Selbst die 
Einfuhren des praktisch einzig in Betracht zu zie- 
henden Mitgliedstaates Italien sind von 39 307 t 
in 1963 auf 28 780 t in 1968 gefallen. Der voraus- 
sichtliche Bedarf der anderen Mitgliedstaaten er- 
weist sich als gering, abgesehen von dem der 
Belgisch-Luxemburgischen Wirtschaftsunion, de- 
ren Bedarf geringfügig höher ist. Es wird deshalb 
vorgeschlagen, die erste Rate auf alle Mitglied- 
staaten aufzuteilen, wobei die beiden Haupt- 
quoten Italien und der Belgisch-Luxemburgischen 
Wirtschaftsunion zugeteilt werden. Der even- 
tuelle zusätzliche Bedarf eines jeden Mitglied- 
staates kann durch entsprechende Ziehungen aus 
der Reserve gedeckt werden. 
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